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Abkürzungsverzeichnis

ALV Arbeitslosenversicherung
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
SBB Schweizerische Bundesbahnen
SRF Schweizer Radio und Fernsehen
VPOD Schweizerischer Verband des Personals öffentlicher Dienste
GBI Gewerkschaft Bau und Industrie
GAV Gesamtarbeitsvertrag
ILO Internationale Arbeitsorganisation
BIGA Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit
GDP Gewerkschaft Druck und Papier, später Comedia/Syndicom
SKBS Interdisziplinäre Schweizerische Kommission für biologische Sicherheit

in Forschung und Technik
SKV Schweizerischer Kaufmännischer Verband (Vorgänger kfmv)
SMUV Gewerkschaft Industrie, Gewerbe, Dienstleistungen (urspr.

Schweizerischer Metall- und Uhrenarbeiterverband)

AC assurance-chômage
DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
RTS Radio Télévision Suisse
SSP syndicats des Services publics
SIB Syndicat industrie et bâtiment
CCT Convention collective de travail
OIT Organisation internationale du travail
OFIAMT Office fédéral de l’industrie, des arts et métiers et du travail
SLP Syndicat du livre et du papier
CSSB Commission interdisciplinaire suisse pour la sécurité biologique dans la

recherche et la technique
SEC Société des employés de commerce (prédécesseur du secsuisse)
FTMH Syndicat de l'industrie, de la construction et des services (initialement

Fédération suisse des travailleurs de la métallurgie et de l'horlogerie)
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Bevölkerungsentwicklung

Das Jahr 2014 wurde stark durch Debatten um die Zuwanderungspolitik geprägt. Dies
lag nicht zuletzt im Umstand begründet, dass neben der am 9. Februar zur Abstimmung
gelangten Volksinitiative "Gegen Masseneinwanderung" das Stimmvolk mit der
Volksinitative "Stopp der Überbevölkerung - zur Sicherung der natürlichen
Lebensgrundlagen" am 30. November über eine zweite Initiative zu befinden hatte, die
sich thematisch dem genannten Bereich zuordnen liess. Letztere wurde in der
öffentlichen Debatte nach ihrer Urheberin, der Vereinigung Umwelt und Bevölkerung
(Ecopop), bezeichnet. Das im Mai 2011 lancierte Begehren forderte die Einführung einer
Beschränkung des Bevölkerungswachstum infolge Zuwanderung auf jährlich 0,2% der
ständigen Wohnbevölkerung. Zudem hätten bei einer Annahme der Ecopop-Initiative
mindestens 10% der Mittel, welche die Schweiz jährlich in die internationale
Entwicklungszusammenarbeit investiert, für Massnahmen zur Förderung der freiwilligen
Familienplanung eingesetzt werden müssen. Ferner hätte eine Annahme zur Folge
gehabt, dass künftig keine völkerrechtlichen Verträge mehr hätten abgeschlossen
werden dürfen, die gegen die Initiativbestimmungen verstossen würden. Bestehende
Verträge hätten innerhalb von vier Jahren angepasst oder gekündigt werden müssen.
Wenig überraschend beantragte der Bundesrat im Herbst 2013 die Volksinitiative dem
Souverän ohne Gegenentwurf zu unterbreiten mit der Empfehlung, sie abzulehnen. Die
Regierung verwies in ihrer Botschaft darauf, dass im Falle einer Annahme der Initiative
weder das Freizügigkeitsabkommen noch das EFTA-Übereinkommen weitergeführt
werden könnten, was sich ihrer Meinung nach massgeblich auf das
Wirtschaftswachstum der Schweiz auswirken würde. Der Antrag des Bundesrates wurde
in der Sommersession 2014 von beiden Kammern deutlich gutgeheissen. Im Nationalrat
stimmten drei, im Ständerat nur gerade ein Volksvertreter gegen den bundesrätlichen
Vorschlag. Auf Sympathien stiess die Vorlage hingegen bei der SD, der AUNS und Teilen
der SVP-Basis. Acht SVP-Kantonalsektionen wichen von der nationalen Parteilinie ab.
Sieben beschlossen wie SD und AUNS die Ja-Parole, die Genfer Kantonalsektion erteilte
die Stimmfreigabe. Alle anderen Parteien sowie die Wirtschaftsverbände und die
Gewerkschaften sprachen sich gegen eine Annahme der Ecopop-Initiative aus. Die
Initianten verfügten über wenig Kampagnenerfahrung und über wenig finanzielle
Ressourcen. Anders das gegnerische Lager, das zwar nicht vollständig zentralisiert, aber
nicht minder geeint zu Werke ging. Neben dem überparteilichen Komitee "Ecopop
Nein", das vom Wirtschaftsverband Economiesuisse geleitet wurde und von dem der
grösste Kampagneneffort ausging, engagierten sich auch Parteien (v.a. FDP und glp),
Gewerkschaften (Syna, TravailSuisse) und kantonale Komitees gegen die Ecopop-
Initiative. Auf Seite der Ecopop-Befürworter schalteten sich neben dem
Initiativkomitee auch Akteure des rechtskonservativen Lagers in den Wahlkampf ein,
was auf Pro-Seite zu einem selten gesehenen Konglomerat aus ökologischer
Wachstumskritik und fremdenfeindlichen Motiven führte. Die Ecopop-Initiative wurde
schliesslich von Volk und Ständen klar verworfen. Nur 25,9% der Partizipierenden
stimmten der Vorlage zu (Stimmbeteiligung: 50%). Die Klarheit des Resultates
überraschte, zumal im Vorfeld Umfrageresultate auf einen höheren Ja-Stimmenanteil
hindeuteten. Die höchsten Ja-Anteile wurden in den Kantonen Tessin (36,9%), Schwyz
(34,2%) und Obwalden (32,6%) registriert. Die tiefste Zustimmung verzeichneten die
Westschweizer Kantone Waadt (17,3%), Wallis (21,3%) und Genf (21,4%). 

Abstimmung vom 30. November 2014

Beteiligung: 50,0% 
Ja: 671 099 (25,9%) / 0 Stände
Nein: 1 920 454 (32,1%) / 20 6/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SD, AUNS.
– Nein: SVP (8)*, SPS, FDP, CVP, GPS, GLP, BDP, EVP, CSP, EDU, eco, sgv, SGB, TravS.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die VOX-Analyse zur Ecopop-Initiative kam zum Schluss, dass das Volksbegehren,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2014
DAVID ZUMBACH
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dessen Inhalt mehrere Dimensionen umfasste, fast ausschliesslich als
Zuwanderungsvorlage verstanden wurde. Die Umweltanliegen der Volksinitiative, wie
auch der vorgeschlagene Beitrag an die Familienplanung in armen Ländern, blieben
weitgehend unbeachtet. Gemäss der Umfrage fanden die Initianten ihre Unterstützung
dann auch in den der SVP nahestehenden Kreisen, die dem Anliegen zu 56%
zustimmten, während nur eine kleine Zahl der Sympathisanten der Grünen (19%) und
der Grünliberalen (11%) ein Ja in die Urne legten. Eine zusätzliche Befragung innerhalb
der VOX-Studie ergab, dass jede zweite Person, die bei der
Masseneinwanderungsinitiative Ja gestimmte hatte, bei der Ecopop-Initiative ein Nein
in die Urne legte. Vor allem Anhänger der SVP, aber auch solche von FDP und CVP
votierten anders als noch im Februar. 1

Arbeitsmarkt

Die von der SP und den Gewerkschaften in mehreren Kantonen eingereichten
Volksinitiativen für die Schaffung von staatlichen Beschäftigungsprogrammen, welche
mit Steuerzuschlägen auf mittleren und hohen Einkommen und Vermögen finanziert
werden sollten, fanden an der Urne keine Zustimmung. Sowohl in St. Gallen als auch in
Schaffhausen wurden sie mit deutlichen Mehrheiten (je 81%) verworfen. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.12.1994
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls im Sinn eines Pilotprojektes einigten sich die Sozialpartner des
Bauhauptgewerbes zusammen mit dem BWA auf ein Alters-Teilzeitmodell. Über
60jährige Arbeitnehmer sollen bis zum ordentlichen Pensionierungsalter nur noch
durchschnittlich 50 Prozent arbeiten müssen. Sie erhalten dafür 90 Prozent des letzten
AHV-pflichtigen Grundlohnes. Zwei Drittel des Lohnes übernimmt der Arbeitgeber, ein
Drittel die ALV. Als Gegenleistung müssen die Arbeitgeber für je zwei
Altersteilzeitarbeitende zwei Lehrstellen schaffen oder für je vier einen Stellenlosen
einstellen. Während der zweijährigen Pilotphase kann rund ein Viertel aller über
60jährigen Beschäftigten im Bauhauptgewerbe von diesem Modell profitieren. 3

ANDERES
DATUM: 31.12.1998
MARIANNE BENTELI

Im März 2014 beschloss der Bundesrat gestützt auf einen Bericht einer Arbeitsgruppe
aus Vertreterinnen und Vertretern des Bundes, der Kantone und der Sozialpartner
Verbesserungsmassnahmen zu den flankierenden Massnahmen auf dem Arbeitsmarkt.
Erkannte Verstösse auf dem Arbeitsmarkt sollten neu mit bis zu CHF 30'000 geahndet
werden können. Die alte Obergrenze lag bei CHF 5'000. Zudem sollte die Kadenz der
Kontrollen in den Grenzregionen und besonders gefährdeten Branchen erhöht werden.
Schwer tat sich die Arbeitsgruppe bei den Fragen zur Allgemeinverbindlicherklärung
(AVE) von Gesamtarbeitsverträgen (GAV). Die Unternehmensvertreter wehrten sich
gegen die Forderung der Gewerkschaften, dass bei Missbräuchen auf das
Arbeitgeberquorum zu verzichten sei. Der Bundesrat beschloss in dieser strittigen
Frage einen Mittelweg. Künftig sollten Bestimmungen zur Arbeitszeit, zu Spesen, Ferien
oder zur Kaution erleichtert allgemeinverbindlich erklärt werden können, auch wenn
dem in einer Branche nicht die Mehrheit der Arbeitgeber zustimmt. Zudem sollten auch
Gewerkschaften und andere Sozialpartner das Antragsrecht auf eine erleichterte AVE
erhalten. Bisher war es Bund und Kantonen vorbehalten, festzsutellen, ob Lohndumping
betrieben wird. CVP, FDP und SVP standen in einer ersten Reaktion dem Ausbau der
flankierenden Massnahmen kritisch gegenüber. Der Ergebnisbericht der im September
2014 eröffneten Vernehmlassung lag bis Ende Jahr noch nicht vor. 4

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 29.12.2014
DAVID ZUMBACH
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Löhne

Eine breitangelegte Lohnerhebung des Schweizerischen Metall- und
Uhrenarbeitnehmerverbandes (SMUV) ergab, dass in der schweizerischen Maschinen-
und Uhrenindustrie fast die Hälfte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weniger
als 3500 Fr. im Monat verdienen. Zudem klaffen die Löhne von Frauen und Männern
nach wie vor weit auseinander: Während der Monatslohn 1990 bei 88% der Frauen
unter dem Durchschnitt lag, galt dies nur für 27% der Männer. Besonders betroffen von
tiefen Löhne erwiesen sich Frauen mit mangelnder beruflicher Bildung. Eine Umfrage
des Schweizerischen Kaufmännischen Verbandes (SKV) führte zu ähnlichen
Ergebnissen: Frauen verdienen im kaufmännischen Bereich bis zu 30%, im Verkauf bis
zu 36% weniger als ihre männlichen Kollegen – ungelernte Verkäuferinnen müssen sich
vielerorts mit 2700 Fr. pro Monat begnügen. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.1991
MARIANNE BENTELI

Die bereits in den Vorjahren beobachtete Tendenz, den Teuerungsausgleich nicht mehr
automatisch zu gewähren, sondern an eine Leistungskomponente zu koppeln,
verstärkte sich weiter. So einigten sich der Schweizerische Bankpersonalverband und
die Banken auf ein neues Salärsystem nach Leistungskriterien. Auch Ciba-Geigy schaffte
den Automatismus beim Teuerungsausgleich ab, erhöhte die Löhne generell lediglich
um 3,5% und stellte weitere zwei Prozent der Lohnsumme für individuelle
Einkommensanpassungen zur Abgeltung der persönlichen Leistung zur Verfügung. 6

ANDERES
DATUM: 02.12.1992
MARIANNE BENTELI

Die Gewerkschaften stiegen mit der Forderung nach mindestens dem vollen
Teuerungsausgleich in die traditionellerweise im Herbst stattfindenden
Lohnverhandlungen, doch konnte dieser in den meisten Branchen wegen der anhaltend
angespannten Wirtschaftslage nicht erreicht werden. 7

ANDERES
DATUM: 03.12.1993
MARIANNE BENTELI

Für 1996 verlangten die Gewerkschaften Lohnerhöhungen von zwei bis drei Prozent. Sie
argumentierten, die Reallöhne hätten in den letzten vier Jahren durchschnittlich um
zwei Prozent abgenommen. Die wirtschaftliche Lage habe sich wieder verbessert,
weshalb die Betriebe in der Lage seien, zumindest die von der Mehrwertsteuer
verursachte Teuerung auszugleichen. Durch eine Erhöhung der Kaufkraft würde zudem
die Konjunktur weiter angekurbelt. Die Arbeitgeber weigerten sich demgegenüber
strikte, die Kompensation der mehrwertsteuerbedingten Teuerung als
Arbeitgeberverpflichtung anzuerkennen. Zudem wollten sie Lohnerhöhungen nicht
generell, sondern höchstens individuell gewähren. Als Zeichen für die vor allem auf
Arbeitgeberseite generell verhärteten Fronten bei den Lohnabschlüssen wurde der
Umstand gewertet, dass die Verhandlungen im Bankensektor erstmals scheiterten. Die
Gewerkschaften wiesen das diesbezügliche Angebot der Arbeitgeber als völlig
ungenügend zurück, worauf diese die Verhandlungen in die Betriebe verlegten und zu
individuellen Lohnanpassungen übergingen. 8

ANDERES
DATUM: 23.09.1995
MARIANNE BENTELI

Erneut Vertragskonflikte gab es im Bauhauptgewerbe. Die Gewerkschaften verlangten
eine generelle Lohnerhöhung in der Grössenordnung von 2,5% sowie die im 1994
abgeschlossenen Landesmantelvertrag vorgesehenen zusätzlichen zwei Ferientage ab
1996. Der Schweizerische Baumeisterverband bot lediglich zwei Ferientage oder 0,8%
Lohnerhöhung an. Nach drei Verhandlungsrunden war die Situation derart blockiert,
dass die Gewerkschaften die Paritätische Schiedskommission anriefen, welche
bestimmte, dass die Bauarbeiter ab 1996 1,4% mehr Lohn sowie zwei Ferientage
zusätzlich erhalten. 9

ANDERES
DATUM: 14.12.1995
MARIANNE BENTELI

Immer öfter werden die Lohnforderungen auch mit der Erhaltung von Arbeitsplätzen
verquickt. In der Bauwirtschaft, wo seit 1992 rund 60 000 Arbeitsplätze gestrichen
wurden, schlossen die Gewerkschaften und die Unternehmer ein "Bündnis für die
Arbeit". Der Pakt anerkennt den Grundsatz, dass die Kaufkraft erhalten und damit die
Deflationsgefahr gebannt werden soll. Die Gewerkschaften stimmten zu, keine über den
Teuerungsausgleich hinausgehende Forderungen zu stellen. Dafür sieht die
Übereinkunft vor, mittels Arbeitszeitverkürzungen und vorzeitigen Pensionierungen
Arbeitsplätze zu sichern. Wirtschaftspolitisch verlangte die gemeinsame Arbeitnehmer-
und Arbeitgeberplattform, dass die grossen Infrastrukturbauten rasch angegangen

ANDERES
DATUM: 04.12.1996
MARIANNE BENTELI
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werden. In der chemischen Industrie verlangten die Gewerkschaften eine
Lohnsteigerung von rund zwei Prozent, zeigten sich aber auch bereit, auf diesen
Zuwachs zu verzichten, wenn mittels Arbeitszeitverkürzungen Stellen gesichert werden
könnten. In drei Branchen der Metallverarbeitung einigten sich die Sozialpartner im
Interesse der Arbeitsplatzerhaltung auf eine Lohn-Nullrunde; im Carosseriebereich
wurde eine ähnliche Entscheidung getroffen. 10

Zum Auftakt der Lohnrunde für 1997 verlangten die Gewerkschaften mindestens eine
Teuerungszulage von 1% und dort, wo der Betriebsertrag es ermöglicht, 0,5%
Reallohnerhöhung. Hauptargument der Gewerkschaften war, dass Lohnerhöhungen
unter 1,5% die Deflationstendenzen verstärken könnten. Arbeitgeberverbandsdirektor
Hasler hielt eine Erhöhung der Lohnsumme von 1% zum Teuerungsausgleich zwar für
realistisch, machte aber klar, dass es keine generellen, sondern nur noch individuelle,
leistungsbezogene Lohnerhöhungen geben werde und auch Lohnsenkungen durchaus
möglich seien. 11

ANDERES
DATUM: 31.12.1996
MARIANNE BENTELI

Nachdem Arbeitgeberdirektor Hasler im Sommer hatte verlauten lassen, nach den
sieben “mageren Jahren” würden angesichts des Wirtschaftsaufschwungs
Reallohnerhöhungen wieder drin liegen, verlangten die Arbeitnehmerverbände
generelle Lohnerhöhungen um 1,5%, für besonders wachstumsintensive Branchen
sogar um 2-3%. Eine breit gestreute Anhebung der Löhne lehnten die Arbeitgeber aber
ab; sie wollten diese vielmehr von den Branchen, dem Geschäftsgang der einzelnen
Betriebe und von den individuellen Leistungen der Lohnempfänger abhängig machen. 12

ANDERES
DATUM: 15.10.1998
MARIANNE BENTELI

Der Lohnstreit auf dem Bau spitzte sich in den ersten Monaten des Berichtsjahres
weiter zu. Der Aufschwung im Bauhauptgewerbe mit seinen rund 100'000
Beschäftigten – wovon rund zwei Drittel in der Gewerkschaft Bau und Industrie (GBI)
organisiert – und anstehende Grossprojekte (NEAT, Expo) stärkten die Stellung der
Gewerkschaften, die nun offen mit Streik drohten, falls die Baumeister die Ende des
Vorjahres ausgehandelten Bedingungen nicht akzeptieren sollten. Schliesslich schaltete
sich Bundesrat Couchepin ein, der befürchtete, der Lohnstreit könnte sich negativ auf
die Abstimmung über die bilateralen Verträge mit der EU auswirken, da ohne gültigen
GAV die im Vorjahr mühsam ausgehandelten Massnahmen gegen Lohndumping hinfällig
und damit die Unterstützung durch die Gewerkschaften unsicher würden. An dem von
Couchepin einberufenen runden Tisch einigten sich die Sozialpartner auf jene
Vereinbarung, die sie bereits Ende des Vorjahres ausgearbeitet hatten, welche der
Baumeisterverband im Januar aber überraschend platzen liess: den Bauarbeitern wurde
eine generelle Lohnerhöhung von 100 Fr. zugestanden, dafür machten die
Gewerkschaften die Kündigung des Landesmantelvertrages rückgängig und akzeptierten
mehr Flexibilität bei den Gleitstunden. Für 2001 handelten die Sozialpartner eine
generelle Lohnerhöhungen um 160 Fr. plus individuelle Lohnanpassungen um 40 Fr.
aus; die Gesamtlohnsumme steigt damit um rund 4,4%. 13

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Im Mai 2014 stimmte der Souverän über die Volksinitiative „Für den Schutz fairer
Löhne (Mindestlohn-Initiative)“ ab, die 2011 vom Schweizerischen Gewerkschaftsbund
(SGB) lanciert worden war. Die Initiantinnen und Initianten verlangten einerseits, dass
Bund und Kantone die Löhne in der Schweiz schützen, indem sie die Festlegung von
Mindestlöhnen in Gesamtarbeitsverträgen (GAV) fördern. Andererseits forderteten sie,
dass der Bund einen nationalen gesetzlichen Mindestlohn von CHF 22 pro Stunde
festlegen soll, was bei einer Wochenarbeitszeit von 42 Stunden und 12 Monatslöhnen
rund CHF 4'000 Bruttolohn pro Monat entsprechen würde. Mit seinen Forderungen
wollte das Initiativkomitee dafür sorgen, dass alle Arbeitnehmenden in der Schweiz von
ihrem Lohn leben können. Es hoffte zudem, damit die Armut reduzieren zu können,
Lohnunterbietung zu bekämpfen und zugleich den sozialen Frieden in der Schweiz zu
wahren. Das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) stellte fest, dass 2010 rund 9% aller
Beschäftigten und damit über 300‘000 Personen in der Schweiz weniger als die
geforderten CHF 22 verdienten. Der Bundesrat sah in einem nationalen gesetzlichen
Mindestlohn das gute Funktionieren des Arbeitsmarktes gefährdet und Arbeitsplätze
bedroht und beantragte im Januar 2013 den eidgenössischen Räten, die Initiative Volk
und Ständen zur Ablehnung zu empfehlen. Nachdem es in der Herbstsession 2013 zu
einer klassischen Staat-versus-Markt-Debatte zwischen linken und rechten

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.05.2014
DAVID ZUMBACH
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Volksvertretern gekommen war, folgten in den Schlussabstimmungen der
darauffolgenden Wintersession beide Kammern der Empfehlung des Bundesrates,
wobei 12 Ständeräte und 56 Nationalräte des linken Lagers gegen den Bundesrat
votierten und die Initiative unterstützten. Der klassische Links-Rechts-Konflikt
spiegelte sich auch in der Parolenfassung der Parteien und Verbände wider, wobei sich
eine auffallend grosse Anzahl an Verbänden zur Vorlage äusserte. Nicht überraschend
sprachen sich die Arbeitnehmerverbände dafür und die Arbeitgeberverbände im
Allgemeinen dagegen aus.
Der Abstimmungskampf zur Mindestlohn-Initiative wurde äusserst intensiv geführt.
Überraschend verzeichnete die Vorlage mehr Presseanzeigen als die gleichentags
anstehende Abstimmung zum Finanzierungsplan der Beschaffung des Kampfflugzeugs
Gripen. Die Kampagne der Befürworter wies einen vorwiegend zentralisierten Charakter
auf und wurde in erster Linie von den Gewerkschaften SGB und Unia bestritten. Die
Gegenseite setzte sich mit dem Wirtschaftsdachverband Economiesuisse, der neu
gegründeteten wirtschaftspolitischen Plattform SuccèSuisse, dem Verband der
Schweizerischen Maschinen-, Elektro- und Metall-Industrie (Swissmem), dem
Dachverband des Schweizerischen Handels (Handel Schweiz) und etlichen kantonalen
Gewerbe- und Arbeitgeberverbänden aus einer Vielzahl an lose koordinierten, potenten
und politsch erprobten Schwergewichten zusammen. Während die Pro-Seite in erster
Linie Fairness-Aspekte bei der Entlöhnung von Arbeit und die Lohndiskrimierung von
Frauen als Argumente ins Feld führte, brachten die Initiativgegner vor, dass die
Mindestlohn-Initative Sozialpartnerschaften, Arbeitsplätze sowie das duale
Bildungssystem gefährde, staatliche Interventionen Wettbewerb verzerrten und
branchenspezifische und regionale Unterschiede vom Initiativbegehren zu wenig
berücksichtigt würden.
Die Mindestlohn-Initiative scheiterte letzlich deutlich. Nur 23,7% der Partizipierenden
sprachen sich an der Urne zugunsten der Vorlage aus. Dies ist selbst im Vergleich zur
1:12-Initiative, welche im November 2013 einen Ja-Stimmenanteil von 34,7% erreichte,
ein ausserordentlich tiefer Zustimmungswert. Die Stimmbeteiligung betrug
überdurchschnittliche 55,5%. Die höchsten Ja-Anteile wurden in den Kantonen Jura
(35,9%), Genf (33,9%) und Tessin (32,0%) registriert. Die tiefste Zustimmung
verzeichneten die Kantone Appenzell Innerrhoden (12,1%), Nidwalden (12,8%) und
Schwyz (13,6%).

Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 56,4% 
Ja: 687 571 (23,7%) / 0 Stände
Nein: 2 210 192 (76,3%) / 20 6/2 Stände

Parolen: 
– Ja:, SPS, GPS(2)*, CSP, SGB, TravS, Unia.
– Nein: SVP, FDP, CVP, GLP, BDP, EVP, eco, sgv, SAV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Der VOX-Analyse zur Mindestlohn-Initiative ist zu entnehmen, dass ein Grund für die
hohe Ablehnung der Initiative im weitverbreiteten Zweifel an der Verwirklichung der
anvisierten Ziele liege. So hielt nur gerade ein Drittel der Stimmenden das Argument,
wonach Mindestlöhne die Zahl der Sozialhilfebeziehenden senke und damit Kantone
und Gemeinden entlaste, für überzeugend. Der klassische Links-Rechts-Konflikt
widerspiegelte sich auch in den Abstimmungsmustern der Parteisympathisanten. So
stimmten 70% der Anhängerinnen und Anhänger der Grünen und 55% der SP-
Gefolgschaft für die Initiative, während sie die Wählerschaft von CVP (11%), FDP (5%),
SVP (7%), GLP (18%) und BDP (7%) deutlich verwarfen. Die VOX-Analyse kam weiter zum
Schluss, dass gesellschaftliche Merkmale bei weitem nicht so stark mit dem
Stimmentscheid korrelierten wie politsche Einstellungen. So habe die Initiative nicht
mal bei den tiefsten Einkommensklassen, die direkt von einem Mindestlohn von CHF
4000 profitiert hätten, Gehör finden können. Die Befürchtung, wonach die Initiative
Arbeitsplätze vernichten würde, stellte sich im Endeffekt, so die VOX-Studie weiter, als
äusserst entscheidungsrelevant heraus. 14
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Arbeitszeit

Das Volkswirtschaftsdepartement des Kantons Solothurn hob eine befristete
Bewilligung für die Nachtarbeit von Frauen bei einer Grenchner Uhrenfabrik wieder
auf. Die Gewerkschaft SMUV hatte die Bewilligung mit einer Beschwerde beim
Solothurner Verwaltungsgericht angefochten und dabei die Unterstützung des Biga
gefunden. Der Bundesrat hatte sogar nicht ausgeschlossen, zum Schutz des noch
geltenden Nachtarbeitsverbotes das Bundesgericht anzurufen, falls das Solothurner
Verwaltungsgericht der Beschwerde des SMUV nicht stattgeben sollte. 15

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 04.03.1992
MARIANNE BENTELI

Nach monatelangen Verhandlungen zeichnete sich eine deutliche Annäherung der
Standpunkte ab. Im September lag ein Vermittlungsvorschlag auf dem Tisch, der dem
gesuchten Kompromiss sehr nahe kam. Der Vorstand des Schweizerischen
Arbeitgeberverbandes akzeptierte Zeitzuschläge für regelmässige Nachtarbeit und
verzichtete auf die bewilligungsfreie Ladenöffnung an sechs Sonntagen pro Jahr. In
diesem Moment scherte der Gewerbeverband aus und und brach die Verhandlungen
ab. Aus Solidarität sistierte auch der Abeitgeberverband die Gespräche. Der zweite
Anlauf für die Revision des Arbeitsgesetzes schien damit gescheitert zu sein. Nach
einigem Hin und Her signalisierten Gewerbe- und Arbeitgeberverband wieder
Gesprächsbereitschaft, wobei allerdings der Gewerbeverband bereits mit dem
Referendum drohte für den Fall, dass die definitive Fassung des Gesetzes nicht seinen
Vorstellungen entspreche. An der abschliessenden Sitzung der Arbeitskommission
wurde erwartungsgemäss keine Einigung erzielt. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.07.1997
MARIANNE BENTELI

Der SMUV bot den Arbeitgebern der Metall- und Maschinenindustrie für den neu
auszuhandelnden Gesamtarbeitsvertrag einen Tausch an: Flexiblerer Einsatz der
Arbeitskräfte gegen eine Verkürzung der Arbeitszeit um 10% ohne Lohnabbau. Er
präsentierte dazu ein Jahres-Arbeitszeit-Modell. Nationalrat und Volkswirtschafter
Strahm (sp, BE) bezeichnete eine Arbeitszeitverkürzung bei gleichbleibendem Lohn als
wirtschaftlich durchaus tragbar. Das neue Modell verbessere die Arbeits- und
Kapitalproduktivität, da flexiblere Arbeitszeiten eine längere Nutzung der Maschinen
ermöglichten. Dies bringe enorme Gewinne, weil die Kapitalkosten pro Arbeitsstunde
und Stück gesenkt würden. Der Vorschlag sei in sich selber finanziert und eine enorme
Chance für die Flexibilisierung der Arbeitszeiten in der Industrie. Die Arbeitgeberseite
lehnte generelle Arbeitszeitverkürzungen kategorisch ab und bezweifelte den vom SMUV
vorgerechneten Produktivitätsgewinn. Das neue Modell würde die Arbeit verteuern und
viele Mitgliederfirmen schwer in ihrer Konkurrenzfähigkeit treffen. Erste Gespräche
zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaft fanden im Dezember statt. 17

ANDERES
DATUM: 18.11.1997
MARIANNE BENTELI

Für Gewerkschafter aus der Romandie sowie die Funktionäre der Gewerkschaft Druck
und Papier ging der Arbeitnehmerschutz immer noch zu wenig weit, da das revidierte
Gesetz den Arbeitstag unzulässig verlängere, eine starke Zunahme der Nachtarbeit
bringe und zu viele Überstunden erlaube. Gegen den Willen von SP und SGB, die
meinten, mit diesem zweiten Revisionspaket sei das Machbare erreicht, ergriffen sie
das Referendum. Wider Erwarten kam dieses mit 54 297 Unterschriften zustande.
Besonders starke Unterstützung fand es in den Kantonen Waadt und Genf (mit allein
über 28 000 Unterschriften) sowie in den übrigen welschen Kantonen und dem Tessin,
also in jenen Landesteilen, welche bereits die erste Revisionsvorlage besonders
deutlich abgelehnt hatten. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.08.1998
MARIANNE BENTELI
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Kollektive Arbeitsbeziehungen

Drei Jahre vor Ablauf des geltenden Friedensabkommens veröffentlichte der
Arbeitgeberverband der Schweizer Maschinen- und Metallindustrie (AMS) seine
Vorstellungen von dessen Erneuerung. Er regte an, die Verhandlungen rationeller zu
gestalten, den Vertrag nicht mehr zu befristen und neue Themen wie die
Arbeitsgestaltung zu behandeln, die quantitativen Fragen (Löhne, Arbeitszeit,
Sozialversicherungen etc.) hingegen den einzelnen Betriebskommissionen zu
überlassen. Die Gewerkschaften kritisierten das einseitige Vorprellen der
Arbeitnehmer. Sie zeigten sich zwar bereit, neue Themen in die Diskussionen
einzubeziehen, lehnten aber jede Verwässerung des GAV ab und wehrten sich gegen
einen "Arbeitsfrieden zum Nulltarif". 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.07.1990
MARIANNE BENTELI

Der Arbeitgeberverband der Schweizerischen Maschinenindustrie (AMS) und der SMUV
kamen sich wieder näher. Gemeinsam veröffentlichten sie sechs Innovationsthesen, mit
welchen der Mensch vermehrt in den Mittelpunkt der Arbeitswelt gerückt und die
Autonomie am Arbeitsplatz gefördert werden soll. Da die Thesen vom AMS
mitunterzeichnet worden sind, betrachtet der SMUV sie als wichtige Verhandlungsbasis
für den nächsten GAV, in dem Mitbestimmung und Information sowie Aus- und
Weiterbildung der Arbeitnehmer verpflichtend festgesetzt werden sollen. 20

ANDERES
DATUM: 20.06.1991
MARIANNE BENTELI

Kein neuer GAV kam zwischen dem Verein der Buchbindereien der Schweiz und der
Gewerkschaft Druck und Papier (GDP) zustande. Ein bereits verabschiedeter GAV war —
da er unterschiedliche Mindestlöhne für Frauen und Männer vorsah — von
Gewerkschafterinnen der GDP vor Gericht erfolgreich als Verstoss gegen den
Gleichstellungsartikel in der Bundesverfassung angefochten worden.

ANDERES
DATUM: 31.12.1991
MARIANNE BENTELI

Aus Protest gegen den vertragslosen Zustand und den von Arbeitgeberseite
vorgeschlagenen Abbau der Lohn- und Arbeitsbedingungen traten im Januar rund 180
Arbeitnehmer aus sieben Betrieben des Marmor- und Granitgewerbes in einen
unbefristeten Streik. Der dabei demonstrierte Kampfwille führte zu einem teilweisen
Einlenken der Arbeitgeber, welche sich zu einer vorläufigen Wiedereinsetzung des alten
Gesamtarbeitsvertrages sowie zu Konzessionen beim Teuerungsausgleich bereit
erklärten. 21

ANDERES
DATUM: 17.01.1992
MARIANNE BENTELI

Bei der Einschätzung der GAV manifestiert sich die bröckelnde Sozialpartnerschaft
besonders deutlich. Die Arbeitgeberorganisationen plädieren immer offener für eine
Deregulierung des Arbeitsmarktes und für mehr Wettbewerb bei den Löhnen.
Arbeitgeber-Präsident Richterich stellte denn die GAV auch schon grundsätzlich in
Frage. Seiner Meinung nach verhindern sektorielle, regionale oder nationale
Vereinheitlichungen der Arbeitskosten die Konkurrenz. Die Gewerkschaften ihrerseits
drohten mit Arbeitskämpfen und Streik, falls die Arbeitgeber die Gesamtarbeitsverträge
durch Betriebsvereinbarungen ersetzen wollten. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.11.1992
MARIANNE BENTELI

Der SMUV und die Arbeitgeber einigten sich auf einen neuen GAV in der Uhren- und
Mikroelektronikindustrie. Der Vertrag — der rückwirkend auf den 1. Oktober 1991 in
Kraft trat — hat eine Laufzeit von fünf Jahren und betrifft rund 30 000
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, denen er Verbesserungen bei der Ferien- und
Feiertagsregelung, höhere Arbeitgeberbeiträge an die Krankenversicherung sowie eine
Ausdehnung des MutterschaftsurLaubs auf 14 Wochen bringt. Auch in der
Metallbranche konnte ein neuer GAV abgeschlossen werden, der auf Anfang 1993 in
Kraft tritt und für über 20 000 Beschäftigte in rund 2400 Betrieben gilt. Trotz
Widerstand der welschen Wirte kam im Gastgewerbe nach langem Tauziehen ebenfalls
ein neuer GAV zustande. In der chemischen Industrie setzte sich der Wunsch der
Arbeitgeber nach jährlichen Lohnrunden und damit nach Abschaffung des
automatischen Teuerungsausgleichs durch. 23

ANDERES
DATUM: 16.12.1992
MARIANNE BENTELI
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Knapp am vertragslosen Zustand vorbei ging hingegen das Bauhauptgewerbe mit seinen
rund 150 000 Arbeitnehmern. Die Arbeitgeber und Gewerkschaften einigten sich erst in
letzter Minute auf einen Kompromiss beim Teuerungsausgleich und der Arbeitszeit und
beschlossen, den 1993 auslaufenden Landesmantelvertrag bis Ende 1994 zu verlängern.
Beim Bodenpersonal der Swissair spitzte sich der Konflikt zwischen Geschäftsleitung
und VPOD weiter zu. Nach einer Streikdrohung beschloss Swissair, den neuen GAV allein
mit dem konzilianteren Schweizerischen Kaufmännischen Verband abzuschliessen und
dem VPOD-organisierten Personal lediglich Einzelarbeitsverträge anzubieten. Mit einer
superprovisorischen Verfügung, welche die Swissair nicht anfocht, erreichte der VPOD,
dass seine Mitglieder in diesen individuellen Verträgen nicht schlechter gestellt werden
dürfen als SKV-Mitglieder oder nicht organisierte Arbeitnehmer, die dem GAV
unterstehen. Auch beim neuen GAV für die rund 300 Beschäftigten der Flugsicherung
konnte keine Einigkeit erzielt werden. Obgleich nur drei der vier Personalverbände dem
neuen Vertrag zustimmten, wird er dennoch Anfangs 1993 in Kraft gesetzt. 24

ANDERES
DATUM: 31.12.1992
MARIANNE BENTELI

Angesichts der nach wie vor desolaten Auftragslage wollten die Arbeitgeber im
Baugewerbe den im Landesmantelvertrag (LMV) vereinbarten automatischen
Teuerungsausgleich von 3% nicht mehr gewähren und schlossen eine frühzeitige
Kündigung des bis Ende 1994 laufenden LMV nicht aus. Die Gewerkschaften drohten
ihrerseits mit dem "grössten Arbeitskonflikt seit den 40er Jahren", wenn die
Arbeitgeber die getroffenen Abmachungen nicht einhielten. Die Lage entspannte sich
kurz vor Jahresende, als für das Bauhauptgewerbe mit seinen rund 120 000
Beschäftigten eine durchschnittliche Lohnerhöhung von 2,2% vereinbart wurde. 25

ANDERES
DATUM: 05.11.1993
MARIANNE BENTELI

Mit einer nationalen Grosskundgebung wiesen die beiden Gewerkschaften Bau und
Industrie (GBI) und Christlicher Holz- und Bauarbeiterverband (CHB) Ende Mai in Bern
auf die Bedeutung der GAV für die Sozialpartnerschaft hin. Wenn bei den GAV auf
Betreiben der Arbeitgeber weiter dereguliert werde, so kippe das System der
Partnerschaft in Arbeitskonflikte und "innere Kündigung", warnte GBI-Präsident Vasco
Pedrina. 26

ANDERES
DATUM: 30.05.1994
MARIANNE BENTELI

15 Monate nach Ratifizierung des "Krisenartikels" in der Maschinen- und Metallindustrie
forderte die Gewerkschaft SMUV dessen Abschaffung auf Ende 1995. Der ökonomische
Wiederaufschwung sei da, weshalb die Anwendung dieses Artikels zur Überwindung
kurzfristiger konjunktureller Probleme einzelner Firmen nicht mehr angebracht sei.
Allerdings mussten auch die Gewerkschaften eingestehen, dass sich der "Krisenartikel"
generell bewährt habe und verantwortungsvoll damit umgegangen worden sei. 27

ANDERES
DATUM: 17.09.1994
MARIANNE BENTELI

Zu den härtesten Arbeitsvertragsverhandlungen des Berichtsjahres kam es im
graphischen Gewerbe, wo der 1988 zwischen dem Schweizerischen Verband
Graphischer Unternehmer (SVGU) einerseits und der Gewerkschaft Druck und Papier
(GDP), der Schweizerischen Graphischen Gewerkschaft (SGG) und dem Schweizerischen
Lithographenbund (SLB) abgeschlossene GAV Ende August auslief. Nachdem eine erste
Verhandlungsrunde gescheitert war, sprachen sich die Gewerkschafter in einer
Urabstimmung zu 95% (bei einer Stimmbeteiligung von rund 46%) für
Kampfmassnahmen aus. Nach ersten Protestaktionen gegen die vom SVGU geplante
Senkung der Schichtzulagen und der Mindestlöhne, welche durch eine Flexibilisierung
der Arbeitszeiten noch verschärft werden sollten, kam es am 3. November zu einem
landesweiten 24-stündigen Warnstreik, der die graphischen Betriebe und
insbesondere die Zeitungsverlage stark beeinträchtigte. Über 10 000 Druckerinnen und
Drucker legten die Arbeit in dieser grössten Streikbewegung seit 1980 nieder.

Die Arbeitgeber, welche den Gewerkschaften diese Mobilisierungskraft offenbar nicht
zugetraut hatten, boten diesen umgehend ein erweitertes Verhandlungsangebot an,
welches Nachgeben bei den Schichtzulagen und den Mindestlöhnen, nicht aber bei den
Arbeitszeiten signalisierte. Ende November erarbeitete eine Arbeitsgruppe der
Sozialpartner einen Vertragstext, welcher in den Hauptpunkten den "nachgebesserten"
Vorschlägen der Arbeitgeber entsprach. Bis zum Ende des Berichtsjahres konnte jedoch
keine definitive Einigung erzielt werden. 28

ANDERES
DATUM: 12.12.1994
MARIANNE BENTELI
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Auch bei den Verhandlungen über die Erneuerung des Ende 1994 auslaufenden
Landesmantelvertrages für das Bauhauptgewerbe, welcher die Arbeitsbedingungen von
rund 120 000 Beschäftigten regelt und darüber hinaus Signalwirkung für verwandte
Wirtschaftszweige hat, konnten sich Gewerkschaften und Arbeitgeber lange auf keinen
Kompromiss einigen. Die Gewerkschaften verlangten eine Reallohnerhöhung von 2%
und zwei zusätzliche Ferientage, welche der Schweizerische Baumeisterverband (SBV)
nicht gewähren wollte. Auch der von den Gewerkschaften im Gegenzug angebotene
Verzicht auf einen automatischen Teuerungsausgleich bis 3% konnte die Arbeitgeber
vorerst nicht umstimmen. Ende November kam es dann aber zu einer Vereinbarung,
welche in den wesentlichen Punkten den Vorstellungen der Gewerkschaften
entsprach. 29

ANDERES
DATUM: 17.12.1994
MARIANNE BENTELI

Die Swissair kündigte im Frühling den GAV mit der Pilotengewerkschaft (Aeropers) auf
Ende Jahr. Der Streit um einen neuen GAV wurde von beiden Seiten verbissen geführt.
Ende Jahr drohte der Berufsverband des Cockpit-Personals mit einer Vollversammlung,
was einem Warnstreik gleichkommen würde, da an der Vollversammlung alle
Verbandsmitglieder - im Fall von Swissair 98% der Piloten - anwesend sein müssen. Die
Swissair konterte dies, indem sie ihre Tochtergesellschaft Crossair enger an die
Mutterfirma anband, wodurch sie vom niedrigeren Lohnniveau der Crossair-Piloten
profitieren kann. 30

ANDERES
DATUM: 23.11.1995
MARIANNE BENTELI

Im Gastgewerbe war es die Gewerkschaft, welche den seit 1992 gültigen Vertrag auf
Mitte 1996 kündigte. Die Union Helvetia warf den Arbeitgebern Vetragsbruch vor, weil
diese sich weigerten, die gemäss GAV verbindliche jährliche Anpassung der Löhne an
die veränderten Lebenskosten vorzunehmen. 31

ANDERES
DATUM: 07.12.1995
MARIANNE BENTELI

Seit dem 1. April herrscht auch im Schreinergewerbe ein vertragsloser Zustand, da die
Arbeitgeber den gewerkschaftlichen Kompromissvorschlag, die Teuerung ab 1. März mit
1,5% auszugleichen, ablehnten. 32

ANDERES
DATUM: 01.04.1996
MARIANNE BENTELI

Die "Swissfashion", der Arbeitgeberverband der Bekleidungsindustrie, kündigte auf
Ende 1996 erstmals den seit 1946 bestehenden, immer wieder erneuerten GAV.
Offensichtlicher Grund für die Kündigung war die Weigerung der
Arbeitnehmervertreter, dem Gesuch der Tessiner Arbeitgeber um eine sofortige
Vertragsverschlechterung zuzustimmen. Die Arbeitgeber hatten für alle Betriebe im
Tessin den generellen Verzicht auf 50% des 13. Monatslohns, die Streichung von drei
Tagen Ferien und keine Lohnanpassungen für 1997 verlangt. 33

ANDERES
DATUM: 16.08.1996
MARIANNE BENTELI

Der neue GAV für das Kabinenpersonal brachte der Swissair 7 Mio Fr. Einsparungen und
den Betroffenen sichere Löhne für drei Jahre. Der Grossteil der Einsparungen wird
durch die Flexibilisierung der Einsatzbedingungen der Flight Attendants erreicht. Im
Gegenzug zu diesen Zugeständnissen des Verbandes des Kabinenpersonals (Kapers) war
die Swissair bereit, den neuen Vertrag trotz der angespannten Wirtschaftslage für drei
Jahre von 1997 bis 1999 ohne Kündigungsmöglichkeit abzuschliessen. Damit sind das
Lohnsystem und auch die Lohnhöhen für die zu 90% in der Kapers organisierten rund
3500 Flight Attendants garantiert. 34

ANDERES
DATUM: 07.09.1996
MARIANNE BENTELI

Die auf den 30. Juni des Berichtsjahres erfolgte vorzeitige Kündigung des GAV im
Gastgewerbe hatte für die Beschäftigten zum Teil einschneidende Folgen. Die Union
Helvetia, welche mit diesem Schritt den 1992 vereinbarten, jedoch vielerorts nicht
gewährten jährlichen Teuerungsausgleich durchsetzen wollte, musste sich den Vorwurf
gefallen lassen, dem Gastgewerbepersonal damit einen Bärendienst erwiesen zu haben.
Besonders strukturschwächere Gastronomiebetriebe nutzen den vertragslosen
Zustand, um ihren Angestellten neue Verträge mit deutlich schlechteren
Arbeitsbedingungen aufzuzwingen, obgleich der Schweizer Hotelier-verein und der
Arbeitgeberverband Gastrosuisse ihre Mitglieder ermahnt hatten, die Situation nicht
über Gebühr auszunutzen. 35

ANDERES
DATUM: 28.11.1996
MARIANNE BENTELI
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Der "Krisenartikel" in der Maschinenindustrie bleibt bis 1998 in Kraft. Dies entschied
das von der Gewerkschaft SMUV angerufene Schiedsgericht. 36

ANDERES
DATUM: 06.12.1996
MARIANNE BENTELI

Zu einem erfolgreichen Ende kamen die Verhandlungen zwischen den Journalisten und
den Verlegern. Der neue GAV bringt eine leichte, teuerungsorientierte Erhöhung aller
Mindestansätze. Der automatische Teuerungsausgleich findet nicht mehr statt, er wird
durch jährliche Verhandlungen ersetzt. Die Festsetzung der wöchentlichen Arbeitszeit
ist Sache der Unternehmungen. Den Tessiner Verlegern wurde die Kompetenz für
Sonderregelungen eingeräumt, doch müssen diese den Rahmenbedingungen Rechnung
tragen. Ebenfalls unterzeichnet wurde ein neuer GAV in der Uhrenindustrie, der bis ins
Jahr 2001 den Arbeitsfrieden in dieser Branche erhalten soll. Er bringt eine Erhöhung
der Ferienzeit und das Recht auf eine schrittweise Pensionierung (Reduzierung der
Arbeitszeit bis zu 20% zwei Jahre vor Erreichen des Pensionsalters). Weitere
Neuerungen sind die Erhöhung der Familienzulagen, ein unbezahlter
Weiterbildungsurlaub mit Anrecht auf Weiterbeschäftigung sowie der explizite Schutz
gegen sexuelle Belästigungen. 37

ANDERES
DATUM: 14.12.1996
MARIANNE BENTELI

Seit dem 1. Juli 1996 herrscht ein vertragsloser Zustand in Hotellerie und Gastgewerbe.
Während einige Hoteliers und Restaurateure diesen Umstand dazu benutzten, mit
Änderungskündigungen die Lohnschraube anzuziehen, Ferien zu streichen oder die
Arbeitszeiten zu erhöhen, konnte die zuständige Gewerkschaft Union Helvetia den
Arbeitgebern keine Konzessionen in bezug auf den 13. Monatslohn, der fünften
Ferienwoche und der Bemessung der Mindestlöhne entlocken. 38

ANDERES
DATUM: 11.10.1997
MARIANNE BENTELI

Am 19. Juli jährte sich der Abschluss des legendären "Friedensabkommens" in der
Maschinenindustrie zum 60. Mal. Während noch zehn Jahre zuvor das Jubiläum an
einer gemeinsamen Veranstaltung von politischen Behörden, Arbeitgebern,
Gewerkschaften und Medien gefeiert worden war, wurde im Berichtsjahr - auf dem
Hintergrund der Neuverhandlungen des Gesamtarbeitsvertrags in der Maschinen- und
Metallindustrie - der pionierhaften Leistung separat und mit durchaus kämpferischen
Tönen gedacht. Der SMUV erklärte, er halte zwar an der Sozialpartnerschaft fest, wolle
aber wieder "streikfähig" werden. Ähnlich Äusserungen machte auch der Verband
schweizerischer Angestelltenvereine der Maschinen- und Elektroindustrie (VSAM), der
bei einer weiteren Aushöhlung der GAV durch die Arbeitgeber Kampfmassnahmen
ebenfalls nicht mehr ausschloss. Der Direktor des Arbeitgeberverbandes der Schweizer
Maschinenindustrie (ASM) erklärte seinerseits, man strebe weiterhin eine gute
Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften an, wolle aber nicht um jeden Preis an einem
Neuabschluss des GAV festhalten. Angesichts der Tatsache, dass die Produktivität in der
Maschinenindustrie innert sechs Jahren um rund 20% zugenommen hat, was sich auch
in einem Rückgang der Zahl der Beschäftigten von 400 000 auf 340 000 zeigte,
forderte der SMUV eine zehnprozentige Arbeitsverkürzung ohne Lohnabbau. 39

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.11.1997
MARIANNE BENTELI

Prägnant formulierten auch die Gewerkschaft Bau und Industrie (GBI) sowie der
Christliche Bau- und Holzarbeiterverband (CHB) ihre Vorstellungen im Hinblick auf die
Verhandlungen über einen neuen Landesmantelvertrag für das Schweizer
Bauhauptgewerbe. Sie schlugen eine spürbare Senkung der jährlichen Arbeitszeit,
Aufhebung der Stunden zugunsten von Monatslöhnen, die Umwandlung der
Überstunden in eine Zeitgutschrift anstatt einer Auszahlung sowie
Frühpensionierungen vor, bissen damit bei den Arbeitgebern allerdings vor allem in der
Frage der Arbeitszeitverkürzung auf Granit. Die Gewerkschaften erhielten letztlich nur
eine Verkürzung der Arbeitszeit von 13 Stunden pro Jahr und eine Lohnanpassung von
30 Fr. pro Monat in der Zone Stadt (Genf, Basel, Zürich und Bern). Im Gegenzug
mussten sie den Arbeitgebern eine grössere Flexibilisierung der Arbeitszeit zugestehen.
Die Gewerkschaften schlossen den neuen Landesmantelvertrag allerdings nur für ein
Jahr ab, da sie - auf eine verbesserte Wirtschaftslage hoffend - für 1999 einen neuen
GAV mit den Arbeitgebern aushandeln möchten. Einzige wirkliche Neuerung war die
Möglichkeit, ab dem 60. Altersjahr die Arbeitszeit auf 50% zu reduzieren und dafür 90%
des Normallohnes zu erhalten. 40
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Hart umkämpft war auch die Aushandlung eines neuen GAV in der Maschinenindustrie,
der rund 130 000 Arbeitnehmer betrifft. Die Gewerkschaft SMUV hatte ursprünglich
eine Reduktion der Arbeitszeit auf 36 Stunden pro Woche verlangt, dann aber ihre
Forderung auf schrittweise Arbeitszeitverkürzung von 40 auf 38 Stunden bis ins Jahr
2001 reduziert. Der Abschluss wurde dadurch erschwert, dass die involvierten
Gewerkschaften (SMUV für die Arbeiter, CMV/LFSA sowie VSAM/SKV für die
Angestellten) nicht am gleichen Strick zogen. Angesichts der gespaltenen Haltung der
Arbeitnehmervertreter setzten sich schliesslich die Arbeitgeber in der umstrittenen
Frage der Arbeitszeit durch. Als Gegenleistung zu einer Aufwertung der Berufs- und
Weiterbildung, zu verbesserten Mitwirkungsmöglichkeiten und zu geringfügigen
Verbesserungen bei der Ferienregelung wurde die 40-Stunden-Woche generell
beibehalten, jedoch flexibel ausgestaltet und mit einem Langzeitkonto für Arbeitszeit
ausgestattet, das es den Arbeitnehmern gestatten soll, Überzeit für Ferien, Ausbildung
oder Frühpensionierung in Anspruch zu nehmen. Die SMUV-Delegierten wiesen den
neuen GAV vorerst einstimmig als zu wenig weit gehend zurück. Nachdem die
Delegiertenversammlung des VSAM den GAV aber sehr deutlich angenommen hatte,
schwenkte der SMUV – wenn auch zähneknirschend – ein, um im Gewerkschaftslager
nicht isoliert zu werden. Dank dem Einlenken des SMUV konnte der neue GAV auf den 1.
Juli in Kraft gesetzt werden. 41

ANDERES
DATUM: 30.06.1998
MARIANNE BENTELI

Typisch für die Entwicklung der letzten Jahre, wo starre GAV zunehmend durch flexible
Rahmenübereinkommen ersetzt werden, gestalteten sich die Bemühungen in der
graphischen Branche. Den Ende April 1999 auslaufenden GAV zu erneuern, erwies sich
als ziemlich schwierig. Während die Gewerkschaften einen neuen GAV mit
verbindlichen Vorgaben verlangten, waren die Arbeitgeber nur zum Abschluss einer
flexiblen Rahmenvereinbarung bereit. Ihnen schwebte als Vorbild eines neuen Vertrages
das Abkommen in der Maschinenindustrie vor. Erste Gespräche verliefen denn auch
ziemlich ergebnislos. 42

ANDERES
DATUM: 17.11.1998
MARIANNE BENTELI

Nach über zwei Jahren vertragslosen Zustandes verabschiedeten die Sozialpartner im
Gastgewerbe einen neuen, auf sechs Monate kündbaren Gesamtarbeitsvertrag (GAV).
Die ausgehandelten Arbeitsbedingungen gingen tendenziell eher hinter den zuletzt
geltenden GAV zurück. Wesentlich ist die Flexibilisierung der Arbeitszeiten. In kleinen
Unternehmen (bis vier Angestellte) beträgt die durchschnittliche wöchentliche
Arbeitszeit 41 Stunden, in grösseren 45 Stunden; saisonale Abweichungen nach oben
sollen durch vermehrte Ferien abgegolten werden. 43

ANDERES
DATUM: 11.12.1998
MARIANNE BENTELI

Mit einem Freispruch endete der erste Strafprozess um einen Streik. Die Gewerkschaft
Bau und Industrie (GBI), die 1995 in La-Chaux-de-Fonds (NE) eine Arbeitsniederlegung
mit Betriebsblockade (Streikposten) organisiert hatte, wurde vom zuständigen Gericht
vom Vorwurf der Freiheitsberaubung und Nötigung freigesprochen, da gemäss den
Richtern rechtmässig Streikende gewaltlose Begleitmassnahmen wie das Aufstellen von
Streikposten oder das Besetzen des Firmengeländes ergreifen dürfen, ohne gegen das
Gesetz zu verstossen. Drei GBI-Funktionäre, die sich vier Wochen vor dem eigentlichen
Streiktag anlässlich eines kurzen Warnstreiks illegal auf dem Firmengelände aufgehalten
hatten, wurden hingegen wegen Hausfriedensbruchs zu geringfügigen Geldbussen
verurteilt. 44

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 29.09.1999
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls zu keiner Einigung kam es im Bankensektor. Die Verhandlungen um einen
neuen GAV scheiterten an der Forderung der Arbeitnehmerverbände nach drei
zusätzlichen Ferientagen. 45

ANDERES
DATUM: 01.10.1999
MARIANNE BENTELI

Auch im Bauhauptgewerbe konnten sich die Gewerkschaften und die Arbeitgeber
vorerst nicht auf Lohnanpassungen einigen. Gestritten wurde vor allem um das
Verhältnis zwischen generellen und individuellen Salärerhöhungen sowie über
zusätzliche Gleitstunden. Die Gewerkschaften drohten, wenn nicht alle Bauarbeiter
mindestens 100 Fr. mehr Lohn erhielten, würden sie, erstmals seit zwanzig Jahren, den
Landesmantelvertrag kündigen. Kurz vor Weihnachten sah es nach einem Durchbruch
aus, der vor allem den gewerkschaftlichen Forderungen entsprochen hätte, doch stand
die Zustimmung der Baumeister bis Ende Jahr aus. Die Gewerkschaften machten
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daraufhin mit ihrer Kündigung Ernst, erklärten sich aber bereit, diese zurückzuziehen,
falls die Arbeitgeber innert nützlicher Frist den getroffenen Abmachungen zustimmen
sollten. 46

Nur wenige Tage vor Auslaufen des alten GAV einigten sich die Sozialpartner in der
Druckindustrie auf einen neuen Vertrag für die nächsten fünf Jahre. Den
Gewerkschaften gelang es dabei nicht, einen umfassenden Branchenvertrag
auszuhandeln, der auch das Speditions- und das technische Redaktionspersonal
umfasst hätte. Ebenso mussten sie ihre Forderung nach einer generellen Lohnerhöhung
von 200 Fr. aufgeben und Zugeständnisse bei der Arbeitszeitflexibilisierung machen.
Die Arbeitgeber sicherten dafür zu, die tiefsten Löhne bis 2002 auf 3000 Fr.
anzuheben. Zudem verzichteten sie auf ihre Forderung nach einem Rahmenvertrag, der
nach Regionen und Betrieben vor allem lohnmässig Abweichungen gestattet hätte. Neu
wurden die jährlichen Lohnanpassungen vollständig in die Betriebe delegiert. Diese
Ergebnisse gingen der Basis der Mehrheitsgewerkschaft „Comedia“ zu wenig weit; mit
einem dreistündigen Warnstreik verlangte sie Nachverhandlungen insbesondere bei der
Reallohnerhöhung sowie beim Einbezug des Speditionpersonals in den GAV. Als letztere
Forderung von den Arbeitgebern akzeptiert wurde, stimmte die „Comedia“ dem neuen
GAV zu. 47

ANDERES
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI

Ein harter Kampf um Lohn und Arbeitszeit spielte sich zwischen der Crossair und der
Pilotengewerkschaft CCP ab. Obgleich letztere im Mai zugesagt hatte, den GAV
weiterzuführen, bis zum Erscheinen einer von ihr bei der Universität St. Gallen in
Auftrag gegebenen Studie über die Arbeitsbedingungen bei der zweitgrössten
Schweizer Fluggesellschaft, die als Grundlage für die Verhandlungen dienen sollte,
kündigte die CCP den GAV zuerst auf Ende Juni und dann auf Ende August und drohte
mit Streikbewegungen. Im November einigten sich Crossair und CCP auf einen neuen,
für die nächsten fünf Jahre nicht kündbaren GAV, der dem Cockpitpersonal
Verbesserungen im Lohn-, Sozialversicherungs- und Ferienbereich bringt. 48

ANDERES
DATUM: 03.02.2000
MARIANNE BENTELI

Ein Lohnstreik in der Basler Zentralwäscherei (Zeba) forderte letztlich ein politisches
Opfer, das von den Gewerkschaften so wohl nicht gewollt war. Die seit 1994 privatisierte
Zeba, in welcher der Kanton Mehrheitsaktionär ist, hatte dem Personal
Änderungskündigungen zugestellt, die zu drastischen Lohnsenkungen (von 4'200 auf
3'100 Fr.) für jene Personen geführt hätten, die noch vor der Privatisierung angestellt
worden waren. Für die soziale Abfederung dieser Massnahme war der Zeba-
Verwaltungsrat bereit, 2 Mio Fr. aufzuwerfen. Nachdem sich die eigentlich nicht als
Vertragspartnerin registrierte GBI in den Konflikt eingeschaltet und mit Arbeitskampf
gedroht hatte, wurde die Situation für die Zeba-Verwaltungsratspräsidentin, die Basler
SP-Regierungsrätin Veronika Schaller, immer ungemütlicher. Nach einem Warnstreik im
März legte der Verwaltungsrat die Änderungskündigungen vorderhand auf Eis und stellte
zusätzliche 1,5 Mio Fr. für den Sozialplan in Aussicht, allerdings nur unter der
Bedingung, dass sich die Sozialpartner bis Ende Mai über die Verwendung der 3,5 Mio
Fr. einigen. Nachdem die Frist ergebnislos abgelaufen war, sprachen sich Ende Juni die
gewerkschaftlich organisierten Mitarbeiter in einer Urabstimmung für einen
unlimitierten Streik aus, falls das Unternehmen die Änderungskündigungen nicht
definitiv zurücknehme, wodurch sich die Gewerkschaften GBI und VPOD in ihrer harten
Haltung bestätigt sahen.

Der Verwaltungsrat hielt an den Kündigungen fest, nahm seine Zusage für 1,5 zusätzliche
Mio Fr. zurück, garantierte aber, dass keine Bruttolöhne unter 3'000 Fr. bezahlt
würden. Der Direktor des Gewerbeverbandes Basel-Stadt und Nationalrat Eymann (lps,
BS) sowie der Präsident des SGB des Kantons erhielten anfangs Juli ein
Vermittlungsmandat bis Ende September. GBI und VPOD verweigerten aber das
Gespräch, obgleich die Vermittler nun nicht mehr minimale Brutto- sondern
Nettolöhne von mindestens 3'000 Fr. zusagten, und eine externe Beraterfirma dem
Verwaltungsrat attestiert hatte, betriebswirtschaftlich sei der Spielraum, um im
ungelernten Bereich Löhne über dem Marktniveau zahlen zu können, gering. Entnervt
trat Ende Oktober Regierungsrätin Schaller mit sofortiger Wirkung als Präsidentin des
Zeba-Verwaltungsrates zurück. Die politische Quittung folgte aber auf dem Fuss. Ende
November wurde Schaller bei den Erneuerungswahlen für den Basler Regierungsrat
abgewählt. Ihre Wahlniederlage kostete die SP einen Sitz und begründete den
bürgerlichen Wahlsieg in Basel-Stadt. Am 29. November traten die Mitarbeitenden der
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Zeba in einen unbefristeten Streik, obgleich der Zeba-Verwaltungsrat weitere
Konzessionen gemacht hatte. Am 4. Dezember wurde der Streik beendet, nachdem sich
die Gewerkschaften mit ihren Hauptforderungen durchgesetzt hatten. 49

Anders als im Vorjahr bei der SBB ging die Aushandlung des ersten GAV für die rund
50'000 Mitarbeitenden der Post, die ab 2002 obligationenrechtlich angestellt sind,
nicht so schlank über die Bühne. Während die christliche Gewerkschaft Transfair der
Regelung deutlich zustimmte, meldeten die Westschweizer und Tessiner Sektionen der
Gewerkschaft Kommunikation Widerstand an. Dank grosszügiger Ferienregelung und
einer Garantie der bisherigen Löhne bis 2004 stimmte aber doch eine Mehrheit dem
GAV zu. 50

ANDERES
DATUM: 04.09.2001
MARIANNE BENTELI

Die Gewerkschaft SMUV warf der Maschinenindustrie eine „Verluderung der Sitten“ vor,
weil bei Massenentlassungen die Pflicht zur Information und Konsultation der
Arbeitnehmenden weitgehend ausgehöhlt werde. In rund 30 Abbaufällen des laufenden
Jahres sei das im OR und im GAV vorgesehene Konsultationsverfahren missachtet
worden. Die Gewerkschaft verlangte deshalb eine verschärfte Informations- und
Offenlegungspflicht im OR und im GAV. 51

ANDERES
DATUM: 24.11.2001
MARIANNE BENTELI

Ende 2003 läuft der erste GAV zwischen der Swisscom und den Gewerkschaften aus.
Vorzeitig gegenüber dem normalen Verhandlungsrhythmus bat die Swisscom bereits im
September die Personalverbände um neue Gespräche. Diese endeten nach zwei
Runden mit einem Eklat: Die Gewerkschaftsvertreter verliessen den Verhandlungstisch
unter Protest und verweigerten jede weitere Diskussion. Sie zeigten sich empört ob der
Absicht der Swisscom, mit den Gewerkschaften nur noch einen Rahmen-GAV
abzuschliessen, die konkreten Arbeitsbedingungen aber in Betriebsvereinbarungen zu
regeln, wodurch die Gewerkschaften von den Verhandlungen ausgeschlossen würden,
da diese zwischen dem Arbeitgeber und den Betriebskommissionen geführt werden.
Gemäss den Gewerkschaften will sich die Swisscom mit diesem Ansinnen von der
bisherigen Sozialpartnerschaft verabschieden, die Löhne individualisieren und durch
den Abbau von Regeln den Arbeitsdruck auf die Beschäftigten erhöhen. Das Vorgehen
sei eine gravierende Verletzung des Telekommunikationsunternehmungsgesetzes (TUG);
dieses wurde bei der Umwandlung des öffentlichen Betriebes Swisscom in eine
privatrechtliche Aktiengesellschaft erlassen und schreibt vor, dass das Unternehmen
einen GAV abschliesst. Die Swisscom erklärte ihrerseits, sie sei an einer guten
Sozialpartnerschaft nach wie vor interessiert, wolle aber ein innovatives Modell
einführen, das die neue Gruppenstruktur besser abbildet und den
Gruppengesellschaften grössere Flexibilität in der Ausgestaltung ihrer
Arbeitsverhältnisse einräumt. 52

ANDERES
DATUM: 11.10.2002
MARIANNE BENTELI

Nach langen Verhandlungen, rhetorischen Giftpfeilen auf beiden Seiten, Streiks und
Demonstrationen einigten sich die Sozialpartner der Bauwirtschaft Mitte November auf
einen neuen Gesamtarbeitsvertrag, welcher das Rentenalter der Bauarbeiter
schrittweise auf 60 Jahre senkt. Der neue GAV tritt auf den 1. Juli 2003 in Kraft,
allerdings nur unter der von den Baumeistern eingebrachten Bedingung, dass ihn der
Bundesrat bis zu diesem Datum für die ganze Branche allgemeinverbindlich erklärt. In
einem letzten Verhandlungsmarathon setzten die Gewerkschaften GBI und Syna die
Rentenhöhe von 70% des letzten Bruttolohns (plus 6'000 Fr. Sockelbeitrag) durch. Im
Gegenzug erreichten die Baumeister, dass die Arbeitgeberbeiträge (4% der
Lohnsumme) bis 2011 nicht erhöht werden. Es wurde vereinbart, dass externe Experten
2005 überprüfen, ob die vorgesehenen Beiträge zur längerfristigen Finanzierung der
Renten ausreichen. Falls dies nicht der Fall sein sollte, müssten die Renten gesenkt
oder die Arbeitnehmerbeiträge erhöht werden. Kaum bestritten war der neue
Landesmantelvertrag, der am 1. April 2003 in Kraft tritt. Er sieht vor, dass 2003 ein
Teuerungsausgleich von 1,2%, aber keine Reallohnerhöhung ausgerichtet wird; diese
wird erst 2004 bei guter Konjunktur fällig. 53
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Die Gewerkschaft SMUV präsentierte ihre Forderungen für die Verhandlungen zur
Gesamterneuerung des GAV der Maschinenindustrie. Da die Erfahrungen der letzten 10
Jahre gezeigt hätten, dass die Entlöhnung nicht mit der Produktivitätssteigerung und
den Gewinnen Schritt halte, verlangte der SMUV eine Anhebung der Löhne um 2% plus
den Teuerungsausgleich. Generell soll es in der Maschinenindustrie keine Löhne unter
3'500 Fr. brutto pro Monat mehr geben. Zudem sollen konkrete Massnahmen zur
Lohngleichheit zwischen Männern und Frauen getroffen werden. Die Gewerkschaft will
zudem eine Verkürzung der jährlichen Normalarbeitszeit um 40 Stunden auf 2'040
Stunden sowie zwei zusätzliche Ferientage. Schliesslich verlangte der SMUV ein direktes
Interventionsrecht der Gewerkschaften bei Entlassungen und Umstrukturierungen
sowie die Einführung einer gesetzlichen Sozialplanpflicht bei Massenentlassungen. 54

ANDERES
DATUM: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI

Der GAV der grafischen Industrie lief nach zehn Jahren Ende April aus. Die
Gewerkschaft Comedia drohte bereits zu Jahresbeginn mit Streikbewegungen, falls der
neue GAV nicht deutliche Verbesserungen bringe. Die Comedia forderte für den neuen
Vertrag unter anderem den automatischen Teuerungsausgleich und eine
Reallohnerhöhung von CHF 200 für alle, da die Löhne in den letzten zehn Jahren
stagniert hätten, während die Produktivität um 30 Prozent zugenommen habe. Das
Ansinnen der Arbeitnehmer, die Arbeitsbedingungen nur noch zum Teil im GAV zu
regeln und mehrheitlich in den Betrieben auszuhandeln, lehnte die Gewerkschaft ab.
Zudem verlangte sie, dass der GAV von den Behörden als allgemeinverbindlich zu
erklären sei. Bisher galt er nur für 12'000 der gut 30'000 Beschäftigten. Abseits standen
insbesondere der Westschweizer Verlagskonzern Edipresse, die Zürichsee Druckereien
und der Verlag «Südostschweiz». Bei einer ersten Verhandlungsrunde Anfang Jahr
beharrten beide Sozialpartner auf ihren Positionen. Für die Arbeitgeber war die
absolute Friedenspflicht Bedingung für Verhandlungen; die Gewerkschaften Comedia
und Syna wandten sich kategorisch gegen diese Forderung und wollten lieber über
inhaltliche Fragen des GAV diskutieren. Die im Schweizerischen Verband für visuelle
Kommunikation (Viscom) zusammengeschlossenen Arbeitgeber schlugen eine
Verlängerung des bisherigen GAV um fünf Jahre vor, was wiederum von den
Gewerkschaften abgelehnt wurde. Im September erfolgte dann der Durchbruch: der
neue, auf vier Jahre abgeschlossene GAV sieht eine Erhöhung der Mindestlöhne um
CHF 300 für Ungelernte und von CHF 150 bis 200. für Gelernte vor. Nicht durchsetzen
konnten sich die Gewerkschaften mit ihrem Wunsch nach einer generellen
Lohnerhöhung und bei der Allgemeinverbindlichkeitserklärung des GAV. 55

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.10.2004
MARIANNE BENTELI

Im Konflikt um einen GAV für die Deutschschweizer Presse wurde die eidgenössische
Einigungsstelle eingeschaltet. Das EVD setzte sie auf Ersuchen der
Mediengewerkschaften Comedia und Impressum ein. Die Verleger hatten sich dagegen
ausgesprochen. Ihr Verband lehnt es ab, Löhne in einem GAV zu regeln. Bis Ende Jahr
konnte keine Einigung erzielt werden. 56

ANDERES
DATUM: 29.09.2006
MARIANNE BENTELI

Das Putzpersonal des Bundeshauses hatte für den 8. Juni einen Warnstreik
angekündigt. Damit wollten die Putzfrauen mit Unterstützung der Gewerkschaft VPOD
gegen die Auslagerung in die einzelnen Departemente protestieren, von der sie einen
Stellenabbau befürchteten. Nach dem Einlenken des Bundesamtes für Bauten und
Logistik (BBL) wurde der Streik abgeblasen und somit das Bundeshaus auch während
der Sommersession sauber geputzt. 57

ANDERES
DATUM: 01.01.2009
NATHALIE GIGER

Die sechs Sozialpartner im Schweizer Gastgewerbe (GastroSuisse, Hotelleriesuisse,
Swiss Catering Association, Hotel&Gastro Union, Syna und Unia) haben sich nach zwei
Jahren Verhandlungen auf einen neuen GAV geeinigt. Ein zentraler Punkt des neuen
GAVs ist die Aus- und Weiterbildung, die nun durch die mehrheitliche Übernahme von
Ausbildungskosten und einer Kompensation des Lohnausfalles stärker unterstützt wird.
Verbesserungen für die Arbeitnehmer wurden auch bei der Erfassung der
Arbeitsstunden sowie bei den neu einheitlich auf fünf Wochen festgesetzten Ferien
erreicht. Die lohnwirksamen Bestandteile des GAVs treten wegen der Wirtschaftskrise
erst Anfang 2012 in Kraft. So wird für alle Mitarbeitenden ein 13. Monatslohn eingeführt
sowie der Mindestlohn bei abgeschlossener Lehre erhöht. Als Kompensation wurde
dafür ein Einarbeitungsabzug bei den Ungelernten beschlossen. Die Arbeitgeber zeigten
sich auch erfreut über den Abschluss, der ihnen vor allem zahlreiche Vereinfachungen
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wie zum Beispiel die einheitlichen Ferienansprüche bringt. Weiter versprachen sie sich
eine flexiblere Handhabung der Überstunden und Erleichterungen bei den
Neuregelungen für Saisonbetriebe. Der neue GAV gilt für gut 200'000 Arbeitnehmende
und 30'000 Arbeitgebende im Gastgewerbe und trat auf 1. Januar 2010 in Kraft. 58

Der Flughafen Genf-Cointrin war während des Berichtjahres Schauplatz von mehreren
Arbeitskämpfen und Streiks. Angefangen hatte die Streikserie im Januar als das Personal
der Gepäcksortierung die Arbeit niederlegte und damit während eines der wichtigsten
Wochenenden des Jahres für Chaos auf dem Flughafen sorgte. Grund des
Arbeitskampfes, an dem sich ursprünglich Arbeitnehmer von Swissport und Dnata
beteiligten, war ein neuer GAV, der seit Jahresbeginn in Kraft war. Dieser war von der
Gewerkschaft PUSH unterschrieben worden, fand aber nicht die Zustimmung aller
Arbeitnehmenden und des VPODs. Die Streikenden forderten 250 Fr. mehr Lohn und
eine bessere Abgeltung von Nacht- und Wochenendarbeit. Die Angestellten von Dnata
kamen jedoch bereits nach einem Tag zu einer Übereinkunft mit ihrem Arbeitgeber und
brachen ihren Streik ab. Sie hatten unter anderem eine Lohnerhöhung und
Verhandlungen über einen neuen GAV erreicht. Die Angestellten von Swissport, je nach
Schätzung waren zwischen 20 und 70 Personen am Streik beteiligt, zogen ihren
Arbeitskampf jedoch weiter. Nach 11 Tagen wurde unter der Federführung des Genfer
Staatsratspräsidenten François Longchamp (fdp), der auch gleichzeitig Präsident des
Flughafens Genf ist, ein Kompromiss ausgehandelt. Dieser brachte den Streikenden 40
Fr. mehr Lohn, eine einmalige Prämie, Verbesserungen bei den Überzeiten und eine
bessere Abgeltung der Nachtarbeit. Vertreter der Gewerkschaft VPOD sprachen von
einer totalen Lohnerhöhung von Fr. 180. 59

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.01.2010
NATHALIE GIGER

Im Juli kam es zu einer zweiten Streikwelle am Flughafen Genf. Diesmal traten
Angestellte der Reinigungsfirma ISS Aviation in Streik. Streikgrund war wiederum ein
neuer GAV sowie ein Abkommen zu deren Unterschrift das Reinigungspersonal
gezwungen worden war. Darin wird den Angestellten zwar eine leichte Lohnerhöhung
versprochen, sie werden laut Gewerkschaft jedoch schlechter gestellt. Zudem würden
die Bestimmungen des alten GAVs nicht eingehalten. Während die Mehrheit der
Arbeitnehmenden die Vereinbarung unterzeichnete, trat eine kleine Gruppe (15
Personen) in Streik. Die anderen Reinigungsangestellten der ISS blieben für lange Zeit
still, im August unterzeichneten sie jedoch eine Petition, die die Streikenden in ihrem
Kampf unterstützte. Im November und damit nach über 4 Monaten Streik wurde in
Zürich schliesslich eine Einigung zwischen der Gewerkschaft VPOD und der Firma ISS
erzielt. Dabei verpflichtete sich die Gewerkschaft VPOD zur Einhaltung des GAVs, dem
sie sich lange wiedersetzt hatte. Die ISS wurde zu einer Festsetzung der Gehälter für
2010 und einer Erhöhung auf 2012 verpflichtet. 60

ANDERES
DATUM: 13.07.2010
NATHALIE GIGER

Im Dezember spitzte sich in Genf zudem ein Arbeitskampf der Fluggesellschaft
Bamboo zu. Diese Gesellschaft war verkauft worden und die Belegschaft sollte
entlassen werden. Dagegen wehrten sich die Angestellten mithilfe der Gewerkschaft
VPOD mit einer kurzzeitigen Besetzung des Geschäftssitzes von Bamboo. Nach einem
Gespräch mit der Geschäftsleitung zogen die Demonstranten wieder ab und
akzeptierten die Entlassungen, die laut Bamboo unausweichlich waren. 61

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.2010
NATHALIE GIGER

Le groupe pharmaceutique Novartis a annoncé le 25 octobre un vaste programme de
réduction des coûts. La Suisse a été particulièrement touchée par cette
restructuration. La multinationale a fait savoir qu’elle comptait réduire ses effectifs à
Bâle de 760 postes à plein-temps. Ces emplois étaient appelés à être transférés vers
d’autres sites du groupe. De plus, la direction de Novartis prévoyait la fermeture du site
de Prangins (VD) près de Nyon, entraînant ainsi la suppression de 320 emplois à plein-
temps. Le transfert des activités à Wehr, en Allemagne, devait permettre au groupe de
diminuer de moitié les coûts de production. Le 29 octobre, mille participants dont une
délégation de Prangins ont manifesté à Bâle contre ces suppressions d’emplois. Une
résistance opiniâtre a également eu lieu dans le canton de Vaud. L’ensemble des
parlementaires cantonaux se sont mobilisés afin d’exiger le maintien du site. Ce soutien
a constitué un atout pour Philippe Leuba, le Conseiller d’Etat et chef par intérim du
Département de l’économie, lors des discussions qui se sont tenues entre la direction
générale de Novartis et le gouvernement vaudois, avec l’appui du Conseiller fédéral
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Johann Schneider-Ammann. Fâchés par le silence de Joe Jimenez, le CEO de Novartis,
et par les propos exprimés par Armin Züst, le directeur de Novartis Suisse, qui laissait
entendre que la fermeture du site était irrévocable, les employés de Prangins ont fait
grève le 16 novembre. Le même jour, la direction de Novartis a fait part de son intention
de rentrer en matière sur les propositions portant sur la viabilité du site de production,
ouvrant ainsi la porte à son sauvetage. Le groupe pharmaceutique espérait notamment
obtenir de meilleures conditions-cadres de la part des autorités politiques. Suite à
cette annonce, les employés ont décidé à l’unanimité de suspendre leur mouvement de
grève. En décembre, les représentants syndicaux ont rendu public des mesures visant à
augmenter la productivité et le rendement de l’usine afin d’économiser les 50 millions
de dollars annuels demandés par Novartis. 62

Après une année de dures négociations, une nouvelle convention nationale du secteur
principal de la construction a été conclue en mars de l’année sous revue. La « CN 12 »
a ensuite été avalisée par les partenaires sociaux, à savoir la Société Suisse des
Entrepreneurs (SSE) pour le patronat et Syna et Unia pour les syndicats. Le texte est
entré en vigueur le 1er avril et sera valable jusqu’au 31 décembre 2015. Chaque partie
prenante a néanmoins la possibilité de résilier la convention au 31 mars 2013 en
respectant un préavis de deux mois. Au niveau des rémunérations, il a été convenu
d’une hausse de 1% en 2012, composée d’une partie générale et individuelle de 0,5%
chacune. Pour ce qui est des salaires minimaux, l’augmentation a été fixée à 1% en bloc.
En 2013, tous les salaires seront majorés de 0,5%, indépendamment du taux d’inflation.
Les syndicats ont obtenu, pour les travailleurs de plus de 55 ans, le versement de
l’intégralité du salaire net en cas de maladie et une forme de protection contre les
licenciements. En contrepartie, les salaires initiaux des travailleurs qui viennent de
terminer leur apprentissage ont été réduits. En outre, certains métiers (extraction de
sable et de gravier, transports) ont été exclus du champ d’application de la convention
collective. 63

ANDERES
DATUM: 10.03.2012
LAURENT BERNHARD

Un conflit social a éclaté en automne à l’hôpital neuchâtelois de La Providence. Une
grande partie du personnel a fait grève le 18 septembre en raison du refus de la
direction de l’hôpital de renouveler la convention collective du travail, la « CCT 21 ». La
direction de l’hôpital a fait savoir que ce choix avait été occasionné par la décision du
Conseil d’Etat neuchâtelois d’enlever à l’établissement, sur le point d’être repris par le
groupe de cliniques privées Genolier, la reconnaissance d’utilité publique. Selon
l’hôpital, le manque à gagner s’est élevé à 3,7 millions de francs par an, dont 1,7 million
directement liés à l’application de la « CCT 21 ». Face à cet imbroglio financier, une
trentaine d’employés, soutenus par les syndicats Syna et SSP, ont décidé de reconduire
le mouvement de grève pour une durée d’au moins deux mois. 64

ANDERES
DATUM: 18.09.2012
LAURENT BERNHARD

Au Tessin, le syndicat des services publics (SSP) a appelé les employés cantonaux à faire
grève le 5 décembre contre l’intention du gouvernement de diminuer, dans le cadre du
budget 2013, les salaires de 2%. Plus de 1'500 personnes se sont rassemblées devant le
siège de l’exécutif à Bellinzone. Ce sont surtout les enseignants qui ont suivi le
mouvement. 65

ANDERES
DATUM: 05.12.2012
LAURENT BERNHARD

Les syndicats SSP et SUD ont appelé les fonctionnaires du canton de Vaud à manifester
contre un plan d’assainissement de la caisse de pension de l’Etat signé entre le
gouvernement et l’association faîtière des fonctionnaires (FSF Vaud). Près de 1'500
personnes, principalement des enseignants, étaient présentes le 11 mars dans les rues
de Lausanne. 66

ANDERES
DATUM: 12.03.2013
LAURENT BERNHARD

Sous l’impulsion du syndicat SIT, une quinzaine d’employés de l’association Partage, qui
occupe des chômeurs en fin de droit dans le cadre des emplois de solidarités (EdS) du
canton de Genève, s’est mise en grève le 23 août. C’est la mauvaise ambiance de travail
qui semble avoir déclenché ce conflit social. Mis à part les « salaires de misère », les
grévistes ont évoqué un manque de respect de la part de la direction. L’arrêt de travail
a surtout été suivi dans le secteur du ramassage des ordures et du compost. Le
mouvement de grève a conduit à la dénonciation des contrats de prestations de service
par les six communes genevoises clientes. Etant donné que ces dernières ont coupé

ANDERES
DATUM: 23.08.2013
LAURENT BERNHARD

01.01.65 - 01.01.21 16ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



leurs subventions, Partage a procédé le 28 octobre au licenciement collectif des dix-
sept personnes en charge de ces prestations pour des motifs économiques. Malgré
cela, le bras de fer n’a pas pris fin dans l’immédiat. En effet, la grève ne s’est éteinte
qu’à son 105ème jour. 67

Sept ferrailleurs travaillant sur un chantier de la Radio Télévision Suisse (RTS) se sont
mis en grève le 12 décembre de l’année sous revue pour protester contre le fait qu’ils
n’avaient pas touché de salaires pendant trois mois de la part d’une entreprise sous-
traitante. Dans la journée, le syndicat SIT et l’entreprise générale Induni ont trouvé une
solution à ce problème. 68

ANDERES
DATUM: 12.12.2013
LAURENT BERNHARD

Im März 2014 kam ein Gesamtarbeitsvertrag (GAV) für sämtliche Swiss-Piloten nicht
zustande. Der Verband der Airbus-Piloten der Swiss (Aeropers), denen Einbussen bei
den Ruhzeiten sowie den Ferien drohten, hatte den neuen GAV (GAV14+) verworfen. Der
zweite Verband der Swiss-Piloten (IPG) hatte dem neuen Vertragswerk mit deutlichem
Mehr zugestimmt. Die IPG-Piloten gingen hinsichtlich Länge und Flexibilität der
Arbeitszeiten Konzessionen ein. Der GAV14+ galt als eine Massnahme, um auf den
grösser werdenden Druck der Airlines aus den Golfstaaten zu reagieren. Die seit Herbst
2012 laufenden Verhandlungen hatten bereits im Sommer 2013 vor dem Aus gestanden,
ein vorzeitiger Abbruch konnte damals aber noch verhindert werden. Im September
kündigte die Swiss dann "vorsorglich" den alten GAV (GAV2011) mit Aeropers auf Ende
November 2016. Trotz mehrmonatiger Gespräche konnte keine Einigung erzielt werden.
Die Airbus-Piloten wehrten sich standhaft gegen Zugeständnisse zur Steigerung der
Produktivität und gegen Anpassungen des bestehenden Salärsystems. Kurz nach dem
Bekanntwerden der Kündigung reichte Aeropers eine Klage beim Friedensrichteramt
der Stadt Kloten ein. Die Swiss, so die Meinung der Aeropers, habe durch den Abschluss
des GAV14+ mit den IPG-Piloten die mit dem GAV2011 im Zusammenhang mit der
Einführung des neuen Flugzeugtyps Boeing 777 eingangenen Verpflichtungen
gebrochen. 69

ANDERES
DATUM: 30.12.2014
DAVID ZUMBACH

Nachdem die Mitglieder des Verbands des Swiss-Kabinenpersonals (Kapers) im März
2014 einem neu ausgehandelten GAV die Unterstützung versagt hatten, kündigte die
Swiss Ende April die beiden gültigen Gesamtarbeitsverträge auf den 30. April 2015. Als
Folge wurden neue Angestellte nicht mehr in die gekündigten Verträge aufgenommen.
Die Swiss beabsichtigte vor Vertragsablauf neue Verhandlungen in Angriff zu nehmen
und liess verlauten, dass man weiterhin an einer sozialpartnerschaftlichen
Zusammenarbeit interessiert sei. 70

ANDERES
DATUM: 30.12.2014
DAVID ZUMBACH

Im Juni 2014 gaben die Gewerkschaften Syna und Unia bekannt, dass sie mit dem
Verband der Tankstellenshop-Betreiber der Schweiz Verhandlungen für einen
Gesamtarbeitsvertrag für Mitarbeitende von Tankstellenshops aufgenommen haben.
Die Gewerkschaften hatten 2013 vor der Abstimmung über die Öffnungszeiten von
Tankstellenshops das Verhandlungsangebot der Betreiber noch ausgeschlagen. 71

ANDERES
DATUM: 30.12.2014
DAVID ZUMBACH

Ende Juni 2014 kündigte die Servicegesellschaft für Fluggesellschaften Dnata den GAV
für 450 Mitarbeitende des Bodenpersonals am Flughafen Genf auf Ende 2014. Die
Gewerkschaften Syndicat des services publiques (SSP) und Syndicat interprofessionnel
(SIT) befürchteten darauf Kürzungen bei den Löhnen und Pausen der Angestellten.
Dnata versicherte darauf, dass es zu keinen Lohnkürzungen kommen würde. Man
beabsichtigte hingegen, die Zahl der Aushilfskräfte zu reduzieren und mehr
Teilzeitstellen zu schaffen. Vor Jahresende 2014 hatten sich die Sozialpartner noch
nicht auf einen neuen GAV einigen können. 72
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Arbeitnehmerschutz

Die Gewerkschaft Textil, Chemie, Papier (GTCP) forderte rechtsverbindliche
Richtlinien zur Regelung der Arbeitssicherheit bei der Forschung und Produktion von
bio- und gentechnologischen Erzeugnissen. Die Anwendung der heutigen, von der
Schweizerischen Kommission für biologische Sicherheit (SKBS) empfohlenen Richtlinien
erachtet die Gewerkschaft als ungenügend, da sie auf Freiwilligkeit beruhen. 73

ANDERES
DATUM: 19.04.1991
MARIANNE BENTELI

Mit einem Gerichtsurteil möchte die GBI erreichen, dass die Bedingungen, unter denen
Arbeitnehmervertreter bei Massenentlassungen in die Entscheidfindung einzubeziehen
sind, präzisiert werden. Konkret ging es um die Liquidation eines Berner
Bauunternehmens, bei welcher den Gewerkschaften nur gerade 24 Stunden eingeräumt
worden waren, um sich zur Entlassung von rund 400 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
zu äussern. Die GBI erachtete diese Frist als Farce und reichte vor dem Appellationshof
des Kantons Bern Klage ein, um so einen Musterprozess in bezug auf die Anwendung
der Mitwirkungsrechte auszulösen. Das Berner Obergericht wies die Klage
vollumfänglich ab. Es anerkannte, dass die Frist sehr kurz angesetzt worden sei, hielt
dem Verwaltungsrat aber zugute, dass dieser aus zeitlichen Gründen gar keine andere
Wahl gehabt habe. 74

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 20.03.1996
MARIANNE BENTELI

Erstmals befasste sich das Bundesgericht mit dem seit 1994 in Kraft befindlichen
Mitwirkungsgesetz. Sein Urteil stützte die Klage der Gewerkschaft Bau und Industrie
(GBI) gegen ein grosses Berner Bauunternehmen, welches 1995 gleichentags mit der
Einreichung eines Nachlassstundungsgesuchs seinen 400 Mitarbeitern vorsorglich
gekündigt hatte. Die Gewerkschaft wurde erst am nächsten Tag informiert, und ihr
wurde lediglich eine Frist von 24 Stunden zur Stellungnahme eingeräumt. Das
Mitwirkungsgesetz bestimmt, die Arbeitnehmervertreter müssten vorgängig von
Massenentlassungen konsultiert werden. Zumindest sei ihnen das Recht einzuräumen,
Vorschläge zu unterbreiten, wie Kündigungen vermieden oder beschränkt und deren
Folgen gemildert werden könnten. Allerdings nennt das Gesetz keinen zeitlichen
Rahmen für das Konsultationsverfahren. Die Firma begründete ihr kurzfristiges
Vorgehen mit dem Druck der Banken, weshalb keine andere Wahl bestanden habe als
die unmittelbare Eröffnung einer Nachlassstundung. Die Gewerkschaft verschloss sich
dieser Argumentation nicht, verlangte aber aus grundsätzlichen Erwägungen vom
Berner Obergericht die Feststellung, die Mitwirkungsrechte seien in diesem konkreten
Fall verletzt worden. Den ablehnenden Entscheid zog sie weiter, in der Hoffnung, das
Bundesgericht werde das bezüglich des Konsultationsverfahrens wenig differenzierte
Gesetz interpretieren und durch richterlichen Entscheid präzisieren. Mit dem Urteil aus
Lausanne, welches die Verletzung des Mitwirkungsgesetzes ausdrücklich festhielt und
der Gewerkschaft eine Entschädigung von 10 000 Fr. zusprach, wurde der gewünschte
Präzedenzfall geschaffen. 75

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 17.05.1997
MARIANNE BENTELI

Eine Studie des Genfer Arbeitsinspektorats, die im Auftrag der Gewerkschaft GBI
gesamtschweizerisch ergänzt wurde, zeigte, dass Menschen mit harter körperlicher
Arbeit häufiger invalid werden und frühzeitig sterben. Während Wissenschafter,
Architekten, Ingenieure und Techniker die besten Aussichten haben, bis 65 Jahre
arbeitsfähig zu bleiben, erreichen nur gerade 57% der Bauarbeiter diese Altersgrenze
unbeschadet. Kaum besser ergeht es den ungelernten Arbeitnehmern in industriellen
Betrieben. Die GBI forderte deshalb einen verstärkten Gesundheitsschutz für diese
Berufsgruppen, kürzere Tages- und Wochenarbeitszeiten sowie die Möglichkeit einer
vorzeitigen Pensionierung nach 40 Berufsjahren. 76

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Suite aux licenciements des grévistes de l’hôpital de La Providence à Neuchâtel (cf.
section « Grèves »), le syndicat suisse des services publics (SSP) a saisi l’Organisation
internationale du travail (OIT). La Suisse a ratifié les conventions de l’OIT sur la liberté
syndicale et la protection du droit syndical, mais n’a pas encore entériné de loi
conforme au droit international. Cette plainte s’ajoute à celle que l’Union syndicale
suisse (USS) avait déposée en 2003 et réactivée en 2012. Par ce biais, les milieux
syndicaux entendent augmenter la pression sur les autorités fédérales afin qu’elles
mettent en place une législation qui protège davantage les personnes de confiance, les
militant(e)s syndicaux et autres membres de commissions d’entreprise contre les
licenciements. Pour rappel, le Conseil fédéral avait chargé en 2012, dans l’optique de
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relancer un projet de loi sur un durcissement en matière de licenciements abusifs, le
Département fédéral de justice et police (DFJP) de rédiger, en collaboration avec le
Département fédéral de l’économie, de la formation et de la recherche (DEFR), une
étude approfondie à ce sujet. 77
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